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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 45. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen lade ich ein für 

 

Mittwoch, 18. März 2020, 17:00 Uhr, 

Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 

 

Tagesordnung: 

 

1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

Gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2019; - Kenntnisnahme Liste 

K2/2019 - 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

- 101.18.1617 -  

 

2. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende Mehraufwendungen 

bzw. Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen gemäß § 

19 GemHVO für das Jahr 2019; - Kenntnisnahme Liste Z4 / 2019 - 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

- 101.18.1618 -  

 

3. Absicherung der Investitionszuschüsse an freie Träger von 

Kindertagesstätten 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Stadträtin Ulrike Gote 

- 101.18.1647 -  
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4. Beraterverträge der Stadt Kassel 

Anfrage der AfD-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Michael Werl 

- 101.18.1407 -  

 

5. Förderung von Veranstaltungen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

- 101.18.1586 -  

 

6. Ursache Zusatzkosten Tiefgarage Friedrichsplatz 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

- 101.18.1599 -  

 

7. Honorarkräfte bei der Stadt Kassel 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Lutz Getzschmann 

- 101.18.1627 -  

 

8. Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung betr. 

Ausländerbeiräte 

Antrag des Ausländerbeirates 

Berichterstatter/in: Kamil Saygin 

- 101.18.1628 -  

 

(gleichzeitig im Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und 

Gleichstellung) 

 

9. NATO-Großmanöver Defender 2020 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Lutz Getzschmann 

- 101.18.1631 -  

 

10. Kreisklinik Wolfhagen muss geöffnet bleiben 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Lutz Getzschmann 

- 101.18.1644 -  
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11. Ausländerbeirat 

Antrag der SPD-Fraktion 

Berichterstatter/in des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und 

Gleichstellung: N.N. 

- 101.18.1642 -  

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Volker Zeidler 

Vorsitzender 

 



Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

 

31. März 2020 

1 von 1 
 

 

 

Die 45. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Mittwoch, 18. März 2020 

ist ausgefallen. 

 

 

 

Der Ältestenrat hat in seiner Sitzung am 16. März 2020 aufgrund der aktuellen 

Corona-Situation vereinbart, alle Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung, 

der Ausschüsse und der Ortsbeiräte vorerst auszusetzen. 



Magistrat 

- I -/- 20 - 

 

18. Februar 2020 
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Vorlage Nr. 101.18.1617 

 

 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen  

Gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2019; - Kenntnisnahme Liste K2/2019 - 

 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

Mitberichterstatter/-in:  

  

  

  

  

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von der in der rückseitigen  

Liste K2/2019 enthaltenen überplanmäßigen Aufwendungen  

gemäß § 100 Abs. 1 HGO 

 

im Ergebnishaushalt in Höhe von 16.000,00 € 

 

Kenntnis.“ 

 

 

Begründung: 

 

Gemäß der von der Stadtverordnetenversammlung am 25. September 2018 

beschlossenen Richtlinien für die Bewilligung über- und außerplanmäßiger 

Aufwendungen und Auszahlungen sowie für die Behandlung zusätzlicher 

Aufwendungen und Auszahlungen aufgrund zweckgebundener Mehrerträge oder 

Mehreinzahlungen können überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im 

Ergebnishaushalt bis zu einem Höchstbetrag von 15.000 € je Einzelantrag von der 

zuständigen Dezernentin bzw. dem zuständigen Dezernenten bewilligt werden. 

Dem Finanzdezernenten wurde für den Gesamthaushalt ein Bewilligungsrecht bis 

zu einem Höchstbetrag von 25.000 € bzw. in unbegrenzter Höhe für Ausgaben 

aufgrund zweckgebundener Einnahmen, Innere Verrechnungen und 

kalkulatorische Kosten sowie Mehraufwendungen/-auszahlungen, die sich 

zwangsläufig aus Abschlussbuchungen ergeben, eingeräumt. 

 

Die Mehraufwendung und der Deckungsvorschlag sind auf der Rückseite der 

Einzelanträge begründet. 
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2 von 2  

Die beantragte Mehraufwendung hat keine Auswirkung auf den Fehlbedarf des 

Ergebnishaushaltes beziehungsweise den Kreditbedarf des Finanzhaushalts. 

 

 

 

Der Magistrat hat von der Vorlage in seiner Sitzung am 17. Februar 2020 Kenntnis 

genommen. 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



  
 

Zusammenstellung von Einzelanträgen auf Bewilligung  
überplanmäßiger Aufwendungen bzw. Auszahlungen 

 

hier: Liste K2/2019    
 

1. Ergebnishaushalt        

Nr. Dez. 
Deckende Seite Empfangende Seite 

SK KST Invest.-Nr. 
Betrag  

in € 
SK KST Invest.-Nr. 

Betrag  
in € 

1 I 550 40 00 900 00 010 
 

16.000,00 675 00 00 200 00 701 
 

16.000,00 

        
     

 
   16.000,00 

        

 







Magistrat 

- I -/- 20 - 
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Vorlage Nr. 101.18.1618 

 

 

Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende Mehraufwendungen bzw. 

Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen gemäß § 19 GemHVO 

für das Jahr 2019; - Kenntnisnahme Liste Z4 / 2019 - 

 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

Mitberichterstatter/-in:  

  

  

  

  

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen  

Liste Z4/2019 enthaltenen zweckgebundenen Mehrerträgen/-einzahlungen 

und Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 19 GemHVO  

im Ergebnishaushalt in Höhe von  206.591,74 € 

im Finanzhaushalt in Höhe von  3.800.282,21 € 

Kenntnis.“ 

 

 

Begründung: 

 

Mehraufwendungen, die zwar zu einer Haushaltsansatzüberschreitung führen, 

jedoch durch entsprechende zweckgebundene Mehrerträge gedeckt sind, gelten 

nach § 19 Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) nicht als überplanmäßige 

Aufwendungen. 

 

Gemäß der am 25. September 2018 beschlossenen Richtlinien für die Bewilligung 

über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen sowie für die 

Behandlung zusätzlicher Aufwendungen und Auszahlungen aufgrund 

zweckgebundener Mehrerträge oder Mehreinzahlungen sind diese Anträge dem 

Magistrat und der Stadtverordnetenversammlung zur Kenntnis zu geben. 

 

Die Mehraufwendungen/-auszahlungen und die Deckungsvorschläge sind auf der 

Rückseite der Einzelanträge begründet. 

 



 

Magistratsvorlage Vorlage-Nr. 101.18.1618 

 

2 von 2 Die beantragten Mehraufwendungen/-auszahlungen haben keine Auswirkungen 

auf den Fehlbedarf des Ergebnishaushaltes beziehungsweise den Kreditbedarf des 

Finanzhaushalts. 

 

 

 

Der Magistrat hat von der Vorlage in seiner Sitzung am 17. Februar 2020 Kenntnis 

genommen. 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



  
 

Zusammenstellung von Mitteilungen über zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende 
Mehraufwendungen bzw. Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen 

 

hier: Liste Z4/2019 
 

1. Ergebnishaushalt 

Nr. Dez. 
Mehrertrag Mehraufwand 

Sachkonto Kostenstelle Invest.-Nr. Betrag in € Sachkonto Kostenstelle Invest.-Nr. Betrag in € 

1 IV 530 60 00 410 00 101 

 

15.000,00 686 90 00 410 00 101 

 

15.000,00 

2 IV 530 60 00 410 00 102 770,42 711 91 00 410 00 102 770,42 

3 IV 530 60 00 410 00 103 2.000,00 617 90 00 410 00 103 2.000,00 

4 II 541 03 00 500 00 801 29.340,62 711 12 00 500 00 801 29.340,62 

5 I 530 98 00 801 00 000 5.000,00 686 20 00 801 00 000 5.000,00 

6 II 541 03 00 500 00 706 1.350,00 711 12 00 500 00 706 1.350,00 

7 IV 541 03 90 410 00 110 85.300,00 712 10 00 410 00 110 85.300,00 

8 IV verschiedene 410 00 303 17.500,00 617 90 00 410 00 303 17.500,00 

9 VI 541 06 00 650 00 601 43.500,00 616 11 00 650 00 601 43.500,00 

10 II 539 90 90 500 00 706 6.200,00 711 20 00 500 00 706 6.200,00 

11 II 541 03 00 500 00 801 630,70 711 12 00 500 00 801 630,70 

        

         206.591,74 

 
2. Finanzhaushalt 

Nr. Dez. 
Mehreinnahme Mehrausgabe 

Sachkonto Kostenstelle Invest.-Nr. Betrag in € Sachkonto Kostenstelle Invest.-Nr. Betrag in € 

12 V 361 80 10 510 00 119 510 4436 300 468,01 084 00 10 510 00 119 510 4436 300 468,01 

13 I 420 61 00 900 00 020 900 9913 700 3.300.000,00 120 01 21 900 00 020 900 9915 700 3.300.000,00 

14 V 360 10 10 400 00 001 400 4210 300 357.710,00 084 00 10 400 00 001 400 4210 300 357.710,00 

15 VI 361 70 10 650 00 303 650 4001 200 19.838,28 080 00 21 650 00 303 650 4001 200 19.838,28 

16 V 360 10 10 diverse diverse 122.265,92 diverse diverse diverse 122.265,92 

          

          3.800.282,21 

 
 















































































Magistrat 

- V -/- 59 - 
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Vorlage Nr. 101.18.1647 

 

 

Absicherung der Investitionszuschüsse an freie Träger von Kindertagesstätten  

 

 

Berichterstatter/-in: Stadträtin Ulrike Gote 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Das Amt Kindertagesbetreuung Kassel wird beauftragt, den freien Trägern von 

Kindertageseinrichtungen für sechs priorisierte Maßnahmen aus den Anträgen 

zum Bundesprogramm ‚Kinderbetreuungsfinanzierung 2018-2020‘ eine 

Zwischenfinanzierung bis zur Überleitung der Anträge in das hessische 

Landesbauprogramm zuzusagen und soweit erforderlich, die entsprechenden 

Mittel aus dem Kostenträger 365 01 90 00, Kindertageseinrichtungen freie 

Träger, Investitions-Nr. 5904437400, Sachkonto 0358010 zur Verfügung zu 

stellen.“ 

 

 

Begründung: 

 

Für den Kitaausbau 2019/2020 wurden vom Amt Kindertagesbetreuung Kassel 

(vorher: Jugendamt) für die Schaffung von 417 Kitaplätzen mehr als 2,9 Mio Euro 

aus dem Bundesinvestitionsprogramm ‚Kinderbetreuungsfinanzierung 2018-2020‘ 

beantragt. Dieses Programm war schon vor Fristende überzeichnet, was bei 

Antragstellung nicht bekannt war. Unsere Anträge wurden daher trotz 

fristgerechter Einreichung nicht berücksichtigt.  

 

Ohne Investitionskostenförderzusage wird keiner der Träger mit der baulichen 

Umsetzung der Ausbauvorhaben oder der geplanten Anmietung von geeigneten 

Objekten beginnen (können). 

 

Die Landesregierung beabsichtigt, zum Ausgleich ein Landesinvestitionsprogramm 

i. H. v. 92 Mio Euro für die Jahre 2020 bis 2024 aufzulegen. Bis zur Abstimmung 

und Verabschiedung einer Förderrichtlinie des Landes Hessen für das 

Landesinvestitionsprogramm werden wichtige Wochen oder Monate vergehen, so 

dass die rechtzeitige Schaffung notwendiger Betreuungsplätze für 2020 in Frage 

steht. 

 

Die bedarfsgerechte Sicherstellung eines den Rechtsanspruch deckenden 

Betreuungsangebotes für Kinder ist originär Aufgabe der Kommune. 



 

Magistratsvorlage Vorlage-Nr. 101.18.1647 
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Die Träger, die die Anträge auf Zuschussbeteiligung durch das Bundesprogramm 

beim Amt Kindertagesbetreuung gestellt haben, benötigen vor dem Hintergrund 

bereits eingegangener Verpflichtungen (Anmietungen, Planungskosten, etc.) eine 

verlässliche Lösung. Aus den zwölf beantragten Maßnahmen hat das Amt 

Kindertagesbetreuung für einen schnellstmöglichen Baubeginn sechs Maßnahmen 

priorisiert, die ein Antragsvolumen von insgesamt 964.370 Euro haben. 

 

Für diese sechs Maßnahmen tritt die Stadt in eine Zusage zur 

Zwischenfinanzierung der beantragten Investitionszuschüsse ein, bis sich die 

hessische Landesregierung mit den kommunalen Spitzenverbänden auf eine 

Förderrichtlinie des Landesbauprogramms verständigt hat. Geplant ist hier, die 

bisherige Richtlinie des Bundesinvestitionsprogramms zu übernehmen und die 

nicht berücksichtigten Anträge mittels einer einfachen Erklärung des zuständigen 

Amtes in das Landesprogramm überzuleiten.  

 

Entsprechend der Entwurfsvorlage der Landesregierung und dem geplanten 

Verteilungsschlüssel können wir davon ausgehen, dass die zwölf Gesamtanträge 

der Stadt in Höhe von mehr als 2,9 Mio Euro nach Überleitung in das 

Landesinvestitionsprogramm bis auf ein Delta von rund 192 T€ bewilligt und die 

Mittel entsprechend im Laufe des Jahres beschieden werden. 

 

Das Amt Kindertagesbetreuung wird die Träger verpflichten, ausgezahlte 

Zwischenfinanzierungen der Stadt nach Erhalt der Landesinvestitionszuschüsse 

zurück zu erstatten, sofern Auszahlungen überhaupt notwendig waren. 

 

Das voraussichtlich für die freien Träger entstehende Delta in Höhe von rund 192 

T€ bei Bewilligung aller zwölf Maßnahmen wird durch die Zuwendung höherer 

städtischer Investitionszuschüsse geschlossen, die unter der Investitions-Nr. 

5904437400 zur Verfügung stehen.  

 

Der Magistrat hat der Vorlage in seiner Sitzung vom 2. März 2020 zugestimmt. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



 

AfD  
Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 

 

13. August 2019 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 3265 

Telefax  0561 787 3266 

stadtverordnete@ks.afd-hessen.de 

Vorlage Nr. 101.18.1407 

 

 

Beraterverträge der Stadt Kassel 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Vor diesem Hintergrund fragen den Magistrat: 

 

1. In welchen Dezernaten existieren aktuell Verträge mit externen Beratern? 

 

2. Welche Laufzeiten haben die aktuell laufenden Verträge mit externen 

Beratern? 

 

3. Welches Euro-Volumen haben die aktuell laufenden Verträge der Stadt 

Kassel mit externen Beratern? 

 

4. Wie hat sich die Anzahl der laufenden Verträge mit externen Beratern seit 

dem Jahr 2000 in den einzelnen Dezernaten jährlich entwickelt? 

 

5. Wie hat sich die Anzahl der neu abgeschlossenen Verträge mit externen 

Beratern seit dem Jahr 2000 in den einzelnen Dezernaten jährlich 

entwickelt? 

 

6. Wie hat sich das Euro-Volumen der laufenden Verträge mit externen 

Beratern sei dem Jahr 2000 in den einzelnen Dezernaten jährlich entwickelt? 

 

7. Wie hat sich das Euro-Volumen der neu abgeschlossenen Verträge mit 

externen Beratern seit dem Jahr 2000 in den einzelnen Dezernaten jährlich 

entwickelt? 

 

8. Wie viele Euro wurden seit dem Jahr 2000 jährlich für Verträge mit externen 

Beratern aufgewendet? 

 



 

Anfrage AfD-Fraktion Vorlage-Nr. 101.18.1407 

2 von 2 9. In welchen Dezernaten oder Sachgebieten sieht der Magistrat die 

Möglichkeit gegeben, mittelfristig auf externe Berater verzichten zu können? 

 

10. Hat der Magistrat seine bisherige Verfahrensweise bzgl. externen 

Beraterverträgen seit der öffentlichen bundesweiten Diskussion über 

Beraterverträge der öffentlichen Hand hinterfragt? Wenn ja, mit welchem 

Ergebnis? 

 

11. Welche Erkenntnisse hat der Magistrat ggf. über den Deutschen Städtetag 

oder den Austausch mit anderen Städten hinsichtlich einer effizienteren und 

sparsameren Handhabung von Beraterverträgen gewonnen? 

 

12. Wie wird sich die Anzahl und das Euro-Volumen der Verträge der Stadt 

Kassel mit externen Beratern in den nächsten fünf Jahren voraussichtlich 

entwickeln? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Michael Werl 

 

gez. Michael Werl 

Fraktionsvorsitzender 



 

Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 

 

22. Januar 2020 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1586 

 

 

Förderung von Veranstaltungen 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Veranstaltungen werden durch die Stadt Kassel und kommunalen 

Betrieben mit Beteiligung der Stadt mit insgesamt mehr als 5.000 Euro 

gefördert? Die Summe je Veranstaltung bitte differenzieren in verlorene 

Zuschüsse, Ausfallbürgschaften, Einnahmeverzichte, Sponsoring, Werbung 

usw. 

2. Welchen Anteil am Gesamtbudget der einzelnen Veranstaltungen haben die 

kommunalen Unterstützungen? 

3. Welche Veranstaltungen mit kommunaler Förderung befinden sich in 

kommerzieller Trägerschaft? 

4. Bei welchen anderen Veranstaltungen wird die Praxis der Stadt Kassel beim 

Tag der Erde alle zusätzlich eingeworbenen Gelder, Spenden und Sponsoring 

zu 100% vom städtischen Zuschuss abzuziehen, ebenfalls angewandt? 

5. Wer hat diese Regelung gegenüber dem Umwelthaus getroffen? 

6. Was war das Ziel dieser Regelung? 

7. Ist diese Vereinbarung so vertraglich geregelt worden? 

8. Welche Veranstaltungen, wie „Kassel radelt“, das Flughafenfest, die Kasseler 

Gartenkultur etc, der Stadt oder ihrer Gesellschaften hatten welchen 

Finanzaufwand, inkl. der Arbeitskosten? 

9. In welchem inhaltlichen und finanziellen Umfang werden Veranstaltern 

Sicherheitsauflagen und Maßnahmen durch die Kasseler Ordnungsbehörde 

angeordnet, die zur Abwehr von Straftaten oder gar Attentaten dienen? 

10. Sind solche gesellschaftlichen Aufgaben nicht rechtlich den Organen des 

Bundes, der Länder und, bei kommunal gewünschten Sicherungen, der 

Kommune zugeordnet? 

11. Warum werden solche Maßnahmen den Veranstaltungen aufgezwungen und 

die Kosten auf sie abgewälzt? 



 

Anfrage Fraktion Kasseler Linke Vorlage-Nr. 101.18.1586 

2 von 2 12. Wie sieht die gesetzliche Regelung und die Rechtsprechung zu den 

(Sicherheits)Maßnahmen zur Abwehr von Straftaten aus? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 



 

Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 

 

20. Januar 2020 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1599 

 

 

Ursache Zusatzkosten Tiefgarage Friedrichsplatz  

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Was war der Grund für die mit zusätzlichen Kosten für die Stadt Kassel 

verbundene Verlängerung der Grundmietzeit? 

 

2. Hat sich der Pachtvertrag zwischen der Stadt Kassel und der 

Parkhausgesellschaft der Stadt Kassel mbH ebenfalls um den Zeitraum vom 

30. Juni 2018 bis zum 4. Januar 2019 verlängert? 

 

3. Ist der 2. Bauabschnitt der Tiefgarage Friedrichsplatz im Anschluss an die 

Grundmietzeit wie vorgesehen für 1.235.567,00 € zuzüglich Umsatzsteuer, 

Grunderwerbsteuer und sonstiger Nebenkosten erst an die Stadt Kassel 

verkauft und danach für den gleichen Preis von der Stadt Kassel an die 

Parkausgesellschaft der Stadt Kassel mbH weiterverkauft worden (Vorlage 

Nr. 101.17.1681)? 

 

4. Wie hoch war der Kaufpreis inklusive Umsatzsteuer, Grunderwerbsteuer und 

sonstiger Nebenkosten? 

 

5. Wie sind die aktuellen Eigentumsverhältnisse der Tiefgarage Friedrichsplatz? 

 

6. Wie hoch sind Einnahmen und Gewinne der Parkhausgesellschaft mbH aus 

der Tiefgarage Friedrichsplatz in den Jahren 2018 und 2019 gewesen? 

 

7. Wie hoch war der Gewinn der Stadt Kassel aus der Tiefgarage Friedrichsplatz 

in den Jahren 2018 und 2019?  

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 



 

Anfrage Fraktion Kasseler Linke Vorlage-Nr. 101.18.1599 

2 von 2  

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 



 

Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 

 

24. Februar 2020 

1 von 1 

Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1627 

 

 

Honorarkräfte bei der Stadt Kassel 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Die Bedingungen für Beschäftigte der Musikakademie wurden zuletzt 2012 

festgeschrieben. Wie viele Festangestellte und wie viele Lehrbeauftragte 

arbeiten inzwischen an der Musikakademie? 

2. Wie werden sie jeweils vergütet? 

3. Welche Anpassungen sind geplant? 

4. Welche Träger, die Personal mit Honorarverträgen beschäftigen, erhalten 

von der Stadt Kassel Zuschüsse? 

5. Nach welchen Grundlagen erfolgt die Berechnung der Zuschüsse? 

6. Erfolgt dies je Träger oder gibt es Standards, die für alle Träger gelten? 

7. Welche Lohnstandards für Honorarsätze werden angelegt? 

8. Wie wird deren Einhaltung überprüft? 

9. Welche Anpassungen gab es in den letzten zehn Jahren? 

10. Wurden von Seiten von Trägern Anpassungen gefordert? 

11. Wie viele Beschäftigte mit Lehraufträgen arbeiten in von der Stadt 

geförderten Institutionen? 

12. Sind Anpassungen geplant? 

13. Wenn ja, welche und ab wann? 

 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Lutz Getzschmann 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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@ATF@ 
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Vorlage Nr. 101.18.1628 

 

 

Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung betr. 

Ausländerbeiräte 

 

 

Antrag 

 

 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel setzt sich dafür ein, dass 

die im Gesetzentwurf zur Novellierung der HGO vorgesehene Optionsregel 

abgelehnt wird und Ausländerbeiräte als demokratisch legitimiertes Gremium in 

Hessen erhalten bleiben.“ 

 

 

Begründung: 

 

Mit der Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) soll es in allen 

Gemeinden mit mehr als 1.000 ausländischen Einwohnerinnen und Einwohnern 

zwingend eine Vertretung ausländischer Bürgerinnen und Bürger geben. Entweder 

wie bisher durch einen gewählten Ausländerbeirat oder neu durch eine beim 

Magistrat angesiedelte Integrationskommission.  

 

Mit dem neu angefügten Satz in § 84 HGO „Die Verpflichtung zur Einrichtung eines 

Ausländerbeirates entfällt, wenn eine Kommission zur Integration der 

ausländischen Einwohner (Integrations-Kommission) nach Maßgabe des § 89 

gebildet wird.“ wird jeder Gemeinde mit mehr als 1.000 ausländischen 

Einwohnerinnen und Einwohnern freigestellt, ob sie einen Ausländerbeirat wählen 

lässt oder eine Integrations-Kommission einrichtet. 

 

Dieses „Optionsmodell“ führt in der Praxis zur Abschaffung der Ausländerbeiräte 

und einem Verlust des Wahlrechts für viele Migrantinnen und Migranten. Das wäre 

ein Abbau demokratischer, verbriefter Rechte. Die sichtbare politische 

Partizipation von Ausländerinnen und Ausländern/Migrantinnen und Migranten 

würde aus dem öffentlichen politischen Geschehen der Kommunen verschwinden. 

 

Die Ausländerbeiräte wurden vor der Einbringung der Gesetzesänderung nicht 

angehört und bitten daher ihre Gemeindevertretungen um Unterstützung. 

Der Ausländerbeirat der Stadt Kassel hat diesen Antrag an die Stadtverordneten-

versammlung in seiner Sitzung am 29. Januar 2020 einstimmig beschlossen.  
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Berichterstatter/-in: Kamil Saygin 

 

Kamil Saygin 

Vorsitzender des Ausländerbeirates 



 

Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 

 

17. Februar 2020 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1631 

 

 

NATO-Großmanöver Defender 2020 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Informationen liegen der Verwaltung zum NATO-Großmanöver 

„Defender2020“ vor? 

2. Von welchen Beeinträchtigungen für die Bevölkerung im Straßen- und 

Schienenverkehr in Zusammenhang mit dem NATO-Großmanöver 

„Defender2020“ geht die Verwaltung auf dem Gebiet der Stadt Kassel aus? 

3. Welche Straßen und Eisenbahnstrecken werden wann vom NATO-

Großmanöver „Defender2020“ bzw. von den damit verbundenen 

Truppentransporten betroffen sein? 

4. Welche Maßnahmen werden seitens der Verwaltung unternommen, um die 

Auswirkungen des NATO-Großmanövers „Defender2020“ bzw. der damit 

verbundenen Truppentransporte für die Bevölkerung so gering wie möglich 

zu halten? 

5. Mit welchen Auswirkungen des NATO-Großmanövers „Defender2020“ bzw. 

der damit verbundenen Truppentransporte für die Bevölkerung ist seitens 

der Verwaltung zu rechnen? 

6. Um welche Unterstützung des NATO-Großmanövers „Defender2020“ wurde 

die Verwaltung gebeten? 

7. Wie stellt die Verwaltung sicher, dass es zu keinen Schäden durch die 

Truppentransporte des NATO-Großmanövers „Defender2020“ an den 

Kreisstraßen sowie an Brücken, Tunneln oder Gehwegen in der Stadt kommt? 

8. Falls es zu Schäden durch die Truppentransporte des NATO-Großmanövers 

„Defender2020“ an den Kreisstraßen sowie an Brücken, Tunneln oder 

Gehwegen kommt, wer kommt dafür auf? 
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Fragesteller/-in: Stadtverordneter Lutz Getzschmann 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 



 

Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1644 

 

 

Kreisklinik Wolfhagen muss geöffnet bleiben  

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich gegen die Abmeldung des 

Notfallstandortes im Krankenhaus Wolfhagen und für die Weiterführung des 

stationären Betriebs aus. 

 

Sie fordert den Magistrat auf, sich bei der GNH für die sofortige 

Wiedereröffnung einzusetzen und die Entwicklung von Perspektiven durch den 

Landkreis nicht zu behindern. 

 

 

Begründung: 

 

Letzte Woche gab die Gesundheit Nordhessen Holding (GNH) bekannt, dass sie den 

Notfallstandort im Krankenhaus Wolfhagen wegen Brandschutzmängeln abmeldet 

und den stationären Betrieb ab Ende der Woche aussetzen wird.  

 

Als Folge davon werden keine stationären Patienten mehr aufgenommen. Personal 

wird bereits innerhalb der Holding versetzt. 

 

Von Seiten des Landkreises und der Kreisklinik wird dem Gutachten zum 

Brandschutz und die akute Gefährdung von Leib und Leben widersprochen. 

 

Für Anfang März hat der Landkreis angekündigt mögliche Perspektiven zum Erhalt 

des stationären Angebots vorzustellen. Dies wird durch das Vorgehen der GNH 

massiv behindert. Desweiteren wird die Rechtmäßigkeit der kurzfristigen 

Einladung zur Aufsichtsratssitzung zur Herbeiführung des Beschlusses zur 

Aussetzung des stationären Angebots der Klinik Wolfhagen bezweifelt, da nicht 

alle Aufsichtsratsmitglieder ihre Zustimmung dazu gaben.  
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Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Lutz Getzschmann 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 



 

Fraktion in der 

Stadtverordnetenversammlung 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

buero@spd-fraktion-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.1642 

 

 

Ausländerbeirat 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und 

Gleichstellung und in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung Kassel stellt fest, dass die 

Ausländerbeiräte die demokratisch legitimierten Vertretungsorgane sind, die 

die Ausländer/innen vertreten können, die keine weiteren Möglichkeiten der 

Teilhabe und Repräsentation haben. Die Gleichberechtigung der 

Einwohnerinnen und Einwohner setzt politische Teilhabe und Repräsentation 

voraus. Die Ausländerbeiräte sind überethnische, überkonfessionelle und 

überparteiliche kommunale Gremien. 

 

2. Der Ausländerbeirat in Kassel hat sich bewährt. Kassel ist stolz darauf, dass 

in Kassel einer der ersten Ausländerbeiräte eingerichtet wurde. Die 

Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, den Beirat auf Dauer 

zu erhalten. 

 

3. Der Ausländerbeirat kann erst aufgegeben werden, wenn alle in Deutschland 

lebenden Ausländer das kommunale Wahlrecht erhalten haben. 

 

4. Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich gegen die Änderungen der 

HGO aus, die die Rechte der Ausländerbeiräte beschneiden und andere 

Organe wie sog. Integrationskommissionen anstelle der Ausländerbeiräte 

stellen. 
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Hessische Landesregierung auf, die Ausländerbeiräte im Dialog mit den 

Ausländerbeiräten zu modernisieren, zu stärken und strukturell 

weiterzuentwickeln. Die Erweiterung der Rechte und Befugnisse der 

Ausländerbeiräte, wie z.B. ein klar geregeltes Rede- und Antragsrecht, stärkt 

die Beiräte und kann zur höheren Wahlbeteiligung bei den Wahlen führen. 

Auch die Zusammenlegung der Wahltermine von Beiräte und 

Kommunalwahlen wird dazu einen Beitrag leisten. Ebenso sollte das Land die 

finanziellen Möglichkeiten der Ausländerbeiräte und des 

Landesausländerbeirats erweitern, die Beiratswahlen durch geeignete 

Öffentlichkeitsarbeit zu unterstützen. 

 

 

Begründung: 

 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Norbert Sprafke 

 

gez. Patrick Hartmann 

Fraktionsvorsitzender 
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